
Tenor

1. Das Großherzogtum Luxemburg hat dadurch gegen seine Verpflich-
tungen aus Art. 2 Abs. 1 Unterabs. 1 der Richtlinie 2002/73/EG
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. September
2002 zur Änderung der Richtlinie 76/207/EWG des Rates zur
Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung von Män-
nern und Frauen hinsichtlich des Zugangs zur Beschäftigung, zur
Berufsbildung und zum beruflichen Aufstieg sowie in Bezug auf die
Arbeitsbedingungen verstoßen, dass es die Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften, die erforderlich sind, um dieser Richtlinie nachzu-
kommen, nicht innerhalb der vorgeschriebenen Frist erlassen hat.

2. Das Großherzogtum Luxemburg trägt die Kosten.

(1) ABl. C 211 vom 8.9.2007.

Vorabentscheidungsersuchen des Sozialgerichts Nürnberg
(Deutschland), eingereicht am 22. Januar 2008 —

Athanasios Vatsouras gegen Arbeitsgemeinschaft (ARGE)
Nürnberg 900

(Rechtssache C-22/08)

(2008/C 107/15)

Verfahrenssprache: Deutsch

Vorlegendes Gericht

Sozialgericht Nürnberg

Parteien des Ausgangsverfahrens

Kläger: Athanasios Vatsouras

Beklagte: Arbeitsgemeinschaft (ARGE) Nürnberg 900

Vorlagefragen

1. Ist Art. 24 Abs. 2 der Richtlinie 2004/38 des Europäischen
Parlamentes und des Rates vom 29. April 2004 (1) mit
Art. 12 i.V.m. Art. 39 EG vereinbar?

2. Für den Fall, dass Frage 1 verneinend beantwortet wird, ste-
hen Art. 12 i.V.m. Art. 39 EG einer nationalen Regelung ent-
gegen, die Unionsbürger vom Sozialhilfebezug ausschließt,
sofern die nach Art. 6 der Richtlinie 2004/38 des Europä-
ischen Parlamentes und des Rates vom 29. April 2004 zuläs-
sige Höchstdauer des Aufenthalts überschritten ist und auch
nach anderen Vorschriften kein Aufenthaltsrecht besteht?

3. Für den Fall, dass Frage 1 bejahend beantwortet wird, steht
Art. 12 EG einer nationalen Regelung entgegen, die Staatsan-

gehörige eines Mitgliedsstaates der EU selbst von den den
Sozialhilfeleistungen ausschließt, die illegalen Migranten
gewährt werden?

(1) ABl. Nr. L 158, S. 77

Vorabentscheidungsersuchen des Sozialgerichts Nürnberg
(Deutschland), eingereicht am 22. Januar 2008 —

Josif Koupatantze gegen Arbeitsgemeinschaft (ARGE)
Nürnberg 900

(Rechtssache C-23/08)

(2008/C 107/16)

Verfahrenssprache: Deutsch

Vorlegendes Gericht

Sozialgericht Nürnberg

Parteien des Ausgangsverfahrens

Kläger: Josif Koupatantze

Beklagte: Arbeitsgemeinschaft (ARGE) Nürnberg 900

Vorlagefragen

1. Ist Art. 24 Abs. 2 der Richtlinie 2004/38 des Europäischen
Parlamentes und des Rates vom 29. April 2004 (1) mit
Art. 12 i.V.m. Art. 39 EG vereinbar?

2. Für den Fall, dass Frage 1 verneinend beantwortet wird, ste-
hen Art. 12 i.V.m. Art. 39 EG einer nationalen Regelung ent-
gegen, die Unionsbürger vom Sozialhilfebezug ausschließt,
sofern die nach Art. 6 der Richtlinie 2004/38 des Europä-
ischen Parlamentes und des Rates vom 29. April 2004 zuläs-
sige Höchstdauer des Aufenthalts überschritten ist und auch
nach anderen Vorschriften kein Aufenthaltsrecht besteht?

3. Für den Fall, dass Frage 1 bejahend beantwortet wird, steht
Art. 12 EG einer nationalen Regelung entgegen, die Staatsan-
gehörige eines Mitgliedsstaates der EU selbst von den den
Sozialhilfeleistungen ausschließt, die illegalen Migranten
gewährt werden?

(1) ABl. Nr. L 158, S. 77.
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